
 

 

SPD-Fraktion / CDU-Fraktion / FDP-
Fraktion 

 
 

Bremerhaven, 02.09.2023 
 
 

A n t r a g  -  N r .  StVV - AT 21/2023  (§ 36 GOStVV) 

für die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 13.09.2023 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 0 

 
 
Neubau eines Jugendgästehauses (SPD, CDU, FDP) 
 

Das bisherige Jugendgästehaus in Bremerhaven hat mit über 60.000 Besucher:innen maß-

geblich zur Steigerung der touristischen Attraktivität der Stadt beigetragen. Es hat vielen Men-

schen, insbesondere Jugendlichen, eine kostengünstige Übernachtungsmöglichkeit geboten 

und somit die Chance eröffnet, die Seestadt zu erkunden und die vielfältigen Angebote im Be-

reich der Wissens- und Erlebniswelten zu genießen. Um diese positive Entwicklung für junge 

Besucher:innen fortzusetzen, ist es von großer Bedeutung, ein neues Jugendgästehaus zu 

errichten. 

Für ein neues Jugendgästehaus ist der Standort von entscheidender Bedeutung. Ein Jugend-

gästehaus in zentraler Innenstadtlage wird die Attraktivität der Stadt als touristisches Ziel er-

heblich steigern. Von diesem strategischen Standort aus wären die Besucher:innen in der 

Lage, die Seestadt bequem zu Fuß zu erkunden und die Vielfalt an Attraktionen, kulturellen 

Angeboten und Freizeitaktivitäten der Stadt in unmittelbarer Nähe zu entdecken.  

Ein neues und modernes Jugendgästehaus ist eine Investition in die Zukunft der Seestadt. 

Die jungen Gäste von heute können zu den Gästen von morgen und zu Multiplikator:innen für 

die positive Wahrnehmung und Verbreitung unseres Stadtimages werden. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

1. Die Stadtverordnetenversammlung befürwortet den Bau eines neuen Jugendgäste-

hauses in zentraler Innenstadtlage, um die touristische Attraktivität der Stadt weiter zu 

steigern.  

 

2. Der Magistrat wird beauftragt, die nötigen Schritte zur Umsetzung des Projekts einzu-

leiten, einschließlich der Erstellung eines detaillierten Konzepts und einer Finanzie-

rungsplanung. 

 

3. Der Magistrat wird beauftragt, der Stadtverordnetenversammlung innerhalb von 6 Mo-

naten nach Beschlussfassung einen Bericht vorzulegen. 

 

 

Weitere Begründungen erfolgen mündlich. 
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Sönke Allers     Thorsten Raschen  Prof. Dr. Hauke Hilz 
SPD-Fraktion     CDU-Fraktion   FDP-Fraktion 
 

 


